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Judikatur

Präklusion auf dem Prüfstand
Nach dem VwGH (Erk v 27. 9. 2013, 2010/05/0202) kann eine BI
Parteistellung im UVP-Verfahren nur aufgrund rechtzeitiger Erhe-
bung von Einwendungen erlangen. Die Präklusionsbestimmungen
des § 44a iVm § 44b Abs 1 AVG entsprechen dabei im Rahmen
des UVP-G unionsrechtlichen Anforderungen. Diese Ansicht des
GH wird ganz offensichtlich nicht von der EK geteilt, die Österreich
am 17. 10. 2013 aufgefordert hat, die UVP-RL hinsichtlich der Öf-
fentlichkeitsbeteiligung und des Zugangs zu Gerichten umzusetzen
bzw die bestehenden Umsetzungsrechtsvorschriften zu verbessern.
Die EK ist dabei besonders über die Beschränkung der Rechte von
Einzelpersonen, was die Anfechtung von Entscheidungen über die
Notwendigkeit einer UVP angeht, besorgt.1)

SchIV teilweise verfassungswidrig
Der VfGH hat mit Erk v 2. 10. 2013 (V 30/2013–16, V 31/
2013–14) Teile der SchIV wegen eines Verstoßes gegen Art 18
Abs 1 B-VG als verfassungswidrig aufgehoben. Dabei bestätigt
der GH, dass für die Beurteilung der Rechtmäßigkeit einer V nicht
nur die zum Zeitpunkt der Erlassung gegebenen Umstände maß-
geblich sind, sondern dass auf die – möglicherweise geänderten –
tatsächlichen Verhältnisse im Zeitpunkt der Prüfung abzustellen
ist (im konkreten Anlassfall ging es um die SchIV in der Fassung
aus dem Jahr 1993). Damit nimmt der VfGH nunmehr die Norm-
setzer in die Pflicht, Rechtsvorschriften in angemessener Frist,
wenn auch nicht sofort, an neuere Gegebenheiten anzupassen.2)

UVP-Pflicht für Shredderanlagen
Der US hat mit Bescheid v 15. 10. 2013 (US 1B/2013/6–20) die
Ausnahme von der UVP-Pflicht für Anlagen zur mechanischen
Sortierung (Anh 1 Z 1 lit c) stark eingeschränkt. Trotz intensiver
Auseinandersetzung mit der Lit gelangt der Senat zu dem etwas
seltsam anmutenden Schluss, dass es sich bei der verfahrensgegen-
ständlichen Shredderanlage um eine „Großshredderanlage“ han-
delt, womit es nach Ansicht des US irrelevant sein soll, ob und in-
wieweit vorgelagerte Zerkleinerungsschritte von untergeordneter
Bedeutung (die unabdingbare Voraussetzung der mechanischen
Sortierung sind) als Teil der von der UVP-Pflicht ausgenommenen
mechanischen Sortierung angesehen werden können. Ausschließ-
lich relevant soll im gegenständlichen Fall die Größe der Anlage
sein (was freilich im Gesetz keine Deckung findet).3)

Sanktionen wegen Emissionsüberschreitung
Die Emissionshandels-RL ist laut dem EuGH (E v 17. 10. 2013,
C-203/12) streng auszulegen. Wenn ein Betreiber Zertifikate in
Höhe seiner Emissionen des Vorjahrs nicht bis zum 30. 4. des lau-
fenden Jahres abgegeben hat, obwohl er zu diesem Zeitpunkt über
eine ausreichende Anzahl von Zertifikaten verfügt, ist ihm jeden-
falls eine Sanktionszahlung aufzuerlegen. Jede nationale Rechtsvor-
schrift, die es ermöglicht, in solchen Situationen einer Sanktion zu
entgehen, ist unionsrechtswidrig.4)

Baubewilligung ≠ Betriebsanlagenbewilligung
IZm einem Mastschweinestall, der nach den Stmk Bauvorschriften
bewilligt worden ist, hat sich der OGH mit der Rechtsqualität der

Baubewilligung aus Sicht des Nachbarrechts auseinandergesetzt
(OGH 24. 7. 2013, 9 Ob 48/12 t). Im Baubewilligungsverfahren, in
dem auch nachbarschutzrechtlich relevante Aspekte geprüft wer-
den, steht nach dem GH primär die bauliche Anlage im Vorder-
grund und nicht ein umfassendes Immissionsschutzkonzept, wie
es vom ABGB iVm der GewO verfolgt wird. Eine Baubewilligung
macht daher für sich alleine aus einem Schweinestall noch keine
behördlich genehmigte Anlage iSd § 364a ABGB. Nachbarn steht
daher ein Unterlassungsanspruch nach § 364 ABGB zu.5)

(nähere Besprechung der E durch Kleewein in RdU 2014 Heft 1)

Legistik

Novelle zur Verpackungs-V
Nach vorläufigem Abschluss des Novellierungsreigens im Umwelt-
recht6) ist nun die Verpackungs-V novelliert worden. Im Wesentli-
chen sind die Definitionen der Haushalts- und gewerblichen
Verpackungen adaptiert worden, die Verpflichtungen sowie die
Mitbenutzung von Sammel- und Verwertungssystemen von Haus-
haltsverpackungen für neu in den Markt eintretende Systeme.
Außerdem wurde eine Verpackungskoordinierungsstelle einge-
richtet.7)

Sonstiges

Vertragsverletzungsverfahren
Die EK hat mit Beschluss v 26. 9. 2013 insgesamt über 200 Be-
schlüsse in Bezug auf Vertragsverletzungsverfahren gefasst, darun-
ter auch 32 mit Gründen versehene Stellungnahmen und sechs Kla-
gen. Auch Österr ist in den Bereichen Energie und Umwelt nach
Ansicht der EK säumig. Insb ist Österr von der EK aufgefordert
worden, die erforderlichen nationalen Maßnahmen zur Energieef-
fizienz von Gebäuden zu ergreifen und ihren entsprechenden uni-
onsrechtlichen Verpflichtungen in vollem Umfang nachzukom-
men.8) Österr wäre idZ freilich gut beraten, es nicht unbedingt
auf ein Vertragsverletzungsverfahren ankommen zu lassen. Der
EuGH hat nämlich jüngst ein Bußgeld iHv 10 Mio Euro für die
Nicht-Durchführung eines Urteiles gegenüber einem MS verhängt.
Kurz: Eine Vertragsverletzung kommt teuer . . .9)

Umweltrechtsblog.at

Univ.-Prof. Dr. Nicolas Raschauer und RA Dr. Pe-
ter Sander betreiben gemeinsam mit dem ÖWAV
das Projekt www.umweltrechtsblog.at; einen Web-
blog, der Entwicklungen und Erkenntnisse tages-
aktuell einer breiten Öffentlichkeit zukommen

lässt. Autoren aus dem universitären Bereich wie auch aus der Pra-
xis schreiben juristische und rechtspolitische Kurzbeiträge zum
Umweltrecht.

1) Umweltrechtsblog.at v 23. 10. und 1. 11. 2013 (Raschauer).
2) Umweltrechtsblog.at v 28. 10. 2013 (Raschauer).
3) Umweltrechtsblog.at v 23. 10. 2013 (Toth).
4) Umweltrechtsblog.at v 21. 10. 2010 (Bachl).
5) Umweltrechtsblog.at v 11. 9. 2013 (Raschauer).
6) Siehe dazu Schnell und Aktuell, RdU 2013, 92 und 136.
7) Umweltrechtsblog.at v 17. 9. 2013 (Raschauer).
8) Umweltrechtsblog.at v 3. 10. 2013 (Raschauer).
9) Umweltrechtsblog.at v 17. 10. 2013 (Raschauer).
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